
 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 
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Sozialplanausschluss befristet angestellter Arbeitnehmer durch 

Stichtagsregelungen  
– ein Rechtsstreit als Spätwirkung des BER 

 
- Eine Entscheidungskommentierung von Dr. Dietmar Onusseit – 

 
BAG, Urteil vom 30.01.2024 – 1 AZR 62/23 

 
Sozialpläne sind nicht an feste Gestaltungen gebunden. Vielmehr obliegt es Arbeitgeber und 
Betriebsrat unter Ausnutzung ihrer Beurteilungs- und Gestaltungsspielräume, die Typisierungen und 
Pauschalierungen einschließen, für den konkreten Betrieb geeignete Vereinbarungen zu treffen.  
 
Gebunden sind sie hierbei allerdings an den betriebsverfassungsrechtlichen 
Gleichbehandlungsgrundsatz nach § 75 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG). Dieser auf 
das allgemeine Gleichheitsgrundrecht des Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) zurückzuführende 
Grundsatz zielt darauf ab, eine Gleichstellung von Personen in vergleichbarer Lage sicherzustellen und 
eine gleichheitswidrige Gruppenbildung auszuschließen. Da maßgeblicher Sachgrund für eine 
Gruppenbildung regelmäßig der mit der jeweiligen Regelung verfolgte Zweck ist, müssen sich 
Gruppenbildungen in Sozialplänen an deren zukunftsbezogener Ausgleichs- und 
Überbrückungsfunktion orientieren. Bei einer personenbezogenen Ungleichbehandlung ist der 
betriebsverfassungsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz bereits dann verletzt, wenn eine Gruppe 
von Normadressaten im Vergleich zu anderen Normadressaten anders behandelt wird, obwohl 
zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass 
diese die ungleiche Behandlung rechtfertigen könnten. 

 
Diesem Grundsatz trägt auch § 4 des Gesetzes über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge 
(Teilzeit- und Befristungsgesetz - TzBfG) unter der Überschrift „Verbot der Diskriminierung“ Rechnung: 
 
(1) Ein teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmer darf wegen der Teilzeitarbeit nicht schlechter behandelt 
werden als ein vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer, es sei denn, dass sachliche Gründe 
eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen. Einem teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer ist 
Arbeitsentgelt oder eine andere teilbare geldwerte Leistung mindestens in dem Umfang zu gewähren, 
der dem Anteil seiner Arbeitszeit an der Arbeitszeit eines vergleichbaren vollzeitbeschäftigten 
Arbeitnehmers entspricht. 
 
(2) Ein befristet beschäftigter Arbeitnehmer darf wegen der Befristung des Arbeitsvertrages nicht 
schlechter behandelt werden als ein vergleichbarer unbefristet beschäftigter Arbeitnehmer, es sei denn, 
dass sachliche Gründe eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen. Einem befristet beschäftigten 
Arbeitnehmer ist Arbeitsentgelt oder eine andere teilbare geldwerte Leistung, die für einen bestimmten 
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Bemessungszeitraum gewährt wird, mindestens in dem Umfang zu gewähren, der dem Anteil seiner 
Beschäftigungsdauer am Bemessungszeitraum entspricht. Sind bestimmte Beschäftigungsbedingungen 
von der Dauer des Bestehens des Arbeitsverhältnisses in demselben Betrieb oder Unternehmen 
abhängig, so sind für befristet beschäftigte Arbeitnehmer dieselben Zeiten zu berücksichtigen wie für 
unbefristet beschäftigte Arbeitnehmer, es sei denn, dass eine unterschiedliche Berücksichtigung aus 
sachlichen Gründen gerechtfertigt ist. 

 
 

Das Bundesarbeitsgericht hatte in dem Besprechungsurteil eine Sozialplanregelung zu prüfen, die eine 
gezielte Ungleichbehandlung befristet und unbefristet beschäftigter Arbeitnehmer aufwies. 
 
Der zu entscheidende Fall 
 
Der klagende Arbeitnehmer (Kläger) verlangt von seiner (ehemaligen) beklagten Arbeitgeberin 
(Beklagte) eine Sozialplanabfindung. 
 
Die Beklagte erbrachte – zunächst auf der Grundlage eines Nutzungsvertrags aus 2006 mit der Berliner 
Flughafen-Gesellschaft mbH (BFG) – am Flughafen Tegel Dienstleistungen in Form der Betankung von 
Flugzeugen. Unter dem 22.02.2012 teilte die BFG der Beklagten mit, dass die Betriebsgenehmigung für 
den Flughafen aufgehoben worden sei. Da Tegel mit Eröffnung des Flughafens Berlin Brandenburg 
(BER) zum 03.06.2012 seinen Flugbetrieb als Verkehrsflughafen einstelle, ende der Nutzungsvertrag 
mit der Beklagten spätestens zu diesem Zeitpunkt. Die Bekl. beschloss daraufhin, ihren Betrieb zum 
02.06.2012 stillzulegen. 
 
Nachdem sich im Mai 2012 abzeichnete, dass sich die Eröffnung des BER verzögern würde, schloss die 
BFG mit der Beklagten unter dem 31.5./1.6.2012 eine „bis zur Schließung des Flughafens Tegel, 
längstens jedoch bis zum 31.3.2013“ geltende Zusatzvereinbarung zu den Nutzungsverträgen. 
Nachdem der BER auch zu diesem Zeitpunkt noch nicht eröffnet worden war, vereinbarte die Beklagte 
mit der BFG im März 2013 und – erneut – Anfang September 2015 entsprechende Ergänzungen. Nach 
Abschluss der (ersten) Zusatzvereinbarung stellte sie Arbeitnehmer nur noch befristet ein. 
 
Der Kläger war bei der Bekl. vom 08.07.2013 bis zum 30.11.2020 auf der Grundlage zweier befristeter 
Arbeitsverträge als Flugzeugtankwart beschäftigt. Der zuletzt abgeschlossene Arbeitsvertrag vom 
18.06.2014 sah vor, dass das Arbeitsverhältnis „bis zum Ende des Betriebszweckes des Betriebs der 
Beklagten im Flughafen Tegel … (andauere)“. 
 
Am 12.03.2014 vereinbarte die Beklagte mit ihrem Betriebsrat einen Sozialplan, der nach seinem § 1 I 
„für sämtliche Mitarbeiter der Betriebe (galt), die am 30.6.2012 in einem Arbeitsverhältnis mit der SJS 
standen“. Ausgenommen waren nach § 1 II des Sozialplans „Mitarbeiter, die in einem befristeten 
Arbeitsverhältnis stehen, gleich wann dieses begründet wurde“. 
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Nachdem bekannt geworden war, dass der BER Ende des Jahres 2020 eröffnen würde, teilte die 
Beklagte dem Kläger am 17.04.2020 mit, dass sein Arbeitsverhältnis aufgrund der Befristungsabrede 
am 30.11.2020 enden werde. Vorsorglich kündigte sie das Arbeitsverhältnis ordentlich zu diesem 
Termin. Der Kläger nahm die von ihm daraufhin erhobene Kündigungsschutzklage später zurück. 
 
Der Kläger hat die Auffassung vertreten, der Ausschluss befristet beschäftigter Arbeitnehmer vom 
Geltungsbereich des Sozialplans benachteilige ihn ohne sachlichen Grund im Sinne von § 4 Abs. 2 
TzBfG und sei deshalb unwirksam. Sein Anspruch sei nicht verfallen. Hilfsweise stehe ihm ein 
entsprechender Schadensersatzanspruch zu. 
 
Das Arbeitsgericht Berlin (ArbG) hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht Berlin-
Brandenburg (LAG) hat ihr auf die Berufung des Klägers stattgegeben. Mit ihrer vom 
Bundesarbeitsgericht (BAG) zugelassenen Revision begehrt die Beklagte erfolgreich die 
Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils.  
 
Die Begründung des BAG 
 
Das BAG hält die in den Sozialplan aufgenommene Stichtagsregelung für undenklich. 
 
Mit der Gruppenbildung, die zum Stichtag 30.06.2012 befristet Beschäftigte von der Geltung des 
Sozialplans ausnehme, hätten die Betriebsparteien eine sachlich gerechtfertigte, personenbezogene, 
am Zweck des Sozialplans orientierte Differenzierung vorgenommen, die das Verbot der 
Benachteiligung befristet beschäftigter Arbeitnehmer des § 4 Abs. 2 TzBfG (siehe oben) nicht verletze. 
 
Dieses Verbot, das – unter dem Vorbehalt der sachlichen Rechtfertigung – grundsätzlich jede 
unterschiedliche Behandlung untersage, umfasse auch eine mittelbare Benachteiligung befristet 
beschäftigter Arbeitnehmer, greife aber nur ein, wenn sich die befristet Beschäftigten in einer 
vergleichbaren Situation wie Dauerbeschäftigte befänden. 
 
Eine unterschiedliche Behandlung dieser beiden Gruppen sei zulässig, wenn dafür ein sachlicher Grund 
bestehe. Der Rechtfertigungsgrund dürfe dabei weder unmittelbar noch mittelbar auf der Befristung 
selbst beruhen Es sind vielmehr Umstände erforderlich, die sich etwa aus der besonderen Art der 
Aufgabe oder mit Blick auf ein sozialpolitisches Ziel ergäben. Die Ungleichbehandlung muss überdies 
geeignet und erforderlich sein, um das verfolgte Ziel zu erreichen. Dies sei vorliegend beachtet 
worden. 
 
Der Sozialplan diene dem Ausgleich oder der Milderung solcher wirtschaftlichen Nachteile, die in Folge 
der geplanten Betriebsänderung – hier der Betriebseinstellung – entstünden. Er dürfe danach 
unterscheiden, welche wirtschaftlichen Nachteile den Arbeitnehmern drohten, die ihren Arbeitsplatz 
verlören. Damit könne erreicht werden, die nur begrenzt zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel 
gerecht zu verteilen.  
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Die Betriebsparteien durften danach vorliegend typisierend annehmen, dass die Arbeitnehmer, die ein 
Arbeitsverhältnis mit der Beklagten nach dem Datum der – ursprünglich – beabsichtigten 
Betriebsstilllegung begründen würden, keine durch den Sozialplan auszugleichenden wirtschaftlichen 
Nachteile haben würden. 
 
Diese Gruppe sei zu einem Zeitpunkt eingestellt worden, zu dem bereits festgestanden habe, dass mit 
der geplanten Eröffnung des BER der Flughafen Tegel schließen und damit auch die Beklagte ihren 
Betrieb dort stilllegen würde. Diese Arbeitnehmer hätten deshalb bereits von Beginn ihres 
Arbeitsverhältnisses an nicht die Erwartung haben können, ihr Arbeitsverhältnis würde nicht nur 
vorübergehend bestehen und sie würden möglicherweise in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
übernommen. Das ändere auch die vorübergehende Fortführung des Betriebs bis zur endgültigen 
Eröffnung von BER nicht. Die von der Beklagten bei Einstellung der befristet beschäftigten 
Arbeitnehmer bereits geplante Betriebsstilllegung habe zu keinem Zeitpunkt infrage gestanden. 
Lediglich die von der BER-Eröffnung abhängige Dauer der Betriebsfortführung sei unklar gewesen.  
 
Der Stichtag 30.06.2012 sei nicht allein wegen der nachfolgenden, teilweise erheblichen Dauer der 
befristet vereinbarten Arbeitsverhältnisse unwirksam. Zum einen hätten die Betriebsparteien nicht 
damit rechnen können und müssen, dass sich die Eröffnung des BER in diesem Ausmaß verzögern 
würde. Zum anderen habe ein Sozialplan lediglich eine zukunftsbezogene Ausgleichs- und 
Überbrückungsfunktion. Die in ihm vorgesehenen Leistungen seien kein zusätzliches Entgelt für die in 
der Vergangenheit erbrachten Dienste. 
 
Der Umstand, dass die Betriebsparteien nicht den 02.06.2012 – den exakten Tag der geplanten 
Betriebsstilllegung –, sondern den 30.06.2012 als Stichtag gewählt hätten, gebiete keine andere 
rechtliche Beurteilung. Die Festlegung des Stichtags auf das Ende des laufenden Monats statt auf den 
02.06.2012 sei vom Beurteilungsspielraum der Betriebsparteien umfasst, der auch solche 
Pauschalierungen zulasse. Im Übrigen sei weder festgestellt noch ersichtlich, dass die Beklagte 
zwischen dem 02.06. und dem 30.06.2012 überhaupt Arbeitnehmer eingestellt hätte. 
 
Über einen eventuellen Schadensersatzanspruch des Klägers brauchte das BAG aus prozessrechtlichen 
Gründen nicht zu entscheiden. 
 
Ein Vorabentscheidungsersuchen an den Europäischen Gerichtshof (EuGH) sei schließlich nicht 
erforderlich gewesen. 


